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zur

ordentlichen (virtuellen)  
Hauptversammlung 
am 

Donnerstag, den 1. Juli 2021, 10:00 Uhr (MESZ)

Einladung zur

Baader Bank Aktiengesellschaft Unterschleißheim

WKN 508810

ISIN DE0005088108

Die ordentliche Hauptversammlung findet als virtuelle Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme  
der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) statt. Ort der Hauptversammlung im 
Sinne des Aktiengesetzes ist der Sitz der Baader Bank Aktiengesellschaft, 
Weihenstephaner Straße 4, 85716 Unterschleißheim. Für die Aktionäre und deren 
Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft)  
besteht kein Recht und keine Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Haupt- 
versammlung. 

Die gesamte Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach 
Maßgabe von § 1 Absatz 2 und 6 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur 
Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Gesetzes zur 
Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Straf- 
verfahrensrecht, BGBl. I 2020, S. 569 ff., zuletzt geändert durch Art. 11 des Gesetzes  
zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung 
pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und 
Stiftungsrecht sowie Miet- und Pachtrecht, BGBl. I 2020, S. 3328 ff. – „COVID-19-Gesetz“) 
für die ordnungsgemäß angemeldeten und ihren Anteilsbesitz nachweisenden 
Aktionäre oder deren Bevollmächtigte im Internet unter der Internetadresse  
https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptversammlung“ 
im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. Die Stimm- 
rechtsausübung erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch  
Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter.  
Bitte beachten Sie auch die Hinweise am Ende dieser Einladung. 
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Tagesordnung

�1.

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Baader Bank 
Aktiengesellschaft und des vom Aufsichtsrat gebilligten 
Konzernabschlusses sowie des zusammengefassten Lageberichts 
für das Geschäftsjahr 2020 mit dem Bericht des Aufsichtsrats 
und des Vorschlags des Vorstands für die Verwendung des 
Bilanzgewinns

2.

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns des 
Geschäftsjahres 2020 der Baader Bank Aktiengesellschaft

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Gesellschaft aus dem 
abgelaufenen Geschäftsjahr von EUR 19.243.010,58 wie folgt zu verwenden:

in EUR

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,25  
je dividendenberechtigter Stückaktie,  
bei derzeit 45.631.686 dividendenberechtigten  
Stückaktien insgesamt 11.407.921,50

Einstellung in die Gewinnrücklagen 7.300.000,00

Vortrag auf neue Rechnung 535.089,08

Bilanzgewinn 19.243.010,58
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Die Dividende ist am 8. September 2021 zur Auszahlung fällig.

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die von der Gesellschaft unmittel-
bar oder mittelbar gehaltenen eigenen Aktien in Höhe von 276.996, die nicht  
dividendenberechtigt sind. Sollte sich die Zahl der für das Geschäftsjahr 2020 divi-
dendenberechtigten Stückaktien bis zur Hauptversammlung verändern, wird in der 
Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag zur Abstim-
mung gestellt, der unverändert eine Dividende in Höhe von EUR 0,25 je dividenden-
berechtigte Stückaktie sowie einen entsprechend angepassten Vortrag auf neue 
Rechnung und/oder zur Einstellung in andere Gewinnrücklagen vorsieht. 

Der nicht auf dividendenberechtigte Stückaktien entfallende Betrag wird auf neue 
Rechnung vorgetragen und/oder in andere Gewinnrücklagen eingestellt.

Die Dividende wird nach Wahl der Aktionäre in bar oder in Form von Aktien der 
Gesellschaft geleistet. Die näheren Details dazu sind in einem gesonderten 
Dokument (prospektbefreiendes Dokument) gemäß Artikel 1 Abs. 4 lit. h) der EU-
Prospektverordnung (Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. Juni 2017) dargelegt. Dieses ist auf der Internetseite der 
Baader Bank Aktiengesellschaft (https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ 
und weiter „Hauptversammlung“ – „Informationen zur Aktiendividende“) zugänglich 
und wird insbesondere Informationen über die Anzahl und die Art der Aktien und 
Ausführungen über die Gründe und die Einzelheiten des Aktienangebots enthalten. 
Die Gesellschaft behält sich das Recht vor, bei Erhebung einer Anfechtungs- oder 
Nichtigkeitsklage gegen diesen Beschluss und/oder den Beschluss über die Schaf-
fung des Genehmigten Kapitals zu Punkt 6.1 der Tagesordnung den Aktionären nicht 
die Wahl einer Aktiendividende einzuräumen, sondern die Dividende ausschließlich 
in bar auszuschütten. Die Durchführung der Aktiendividende setzt zudem voraus, 
dass ein neues Genehmigtes Kapital zu Punkt 6.1 der Tagesordnung von der Haupt-
versammlung beschlossen und ins Handelsregister eingetragen wird. 

Sofern der Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat durch die Hauptver-
sammlung angenommen wird, gilt für die Auszahlung der Dividende was folgt:

Da die Dividende für das Geschäftsjahr 2020 in vollem Umfang aus dem steuerlichen 
Einlagekonto im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes (nicht in das Nenn-
kapital geleistete Einlagen) geleistet wird, erfolgt die Auszahlung ohne Abzug von 
Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag. Bei inländischen Aktionären unterliegt 
die Dividende nicht der Besteuerung. Dies gilt sowohl für die Barausschüttung als 
auch soweit die Dividende in Form von Aktien geleistet wird. Eine Steuererstat-
tungs- oder Steueranrechnungsmöglichkeit ist mit der Dividende nicht verbunden. 
Die Ausschüttung mindert nach Auffassung der deutschen Finanzverwaltung die 
steuerlichen Anschaffungskosten der Aktien.
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Die Ausschüttung der Dividende in bar erfolgt voraussichtlich am 8. September 
2021. Die Aktionäre, die die Aktiendividende wählen, werden die neuen Aktien der 
Gesellschaft voraussichtlich am 9. September 2021 erhalten. 

3.

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden 
Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4.

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden 
Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5.

Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers  
für das Geschäftsjahr 2021

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschafts
prüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main (Standort München), zum Abschlussprüfer 
und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 zu wählen.
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6.

Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten 
Kapitals 2021 sowie Satzungsänderung

Die durch die Hauptversammlung am 22. Juni 2016 beschlossene Ermächtigung des 
Vorstands, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 21. Juni 2021 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer Aktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt EUR 22.954.341,00 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2016), wird bis zum Tag der Hauptversammlung ausgelaufen 
sein. 

Es soll daher ein neues Genehmigtes Kapital im Umfang von bis zu EUR 22.954.341,00 
geschaffen werden. Dieses neue Genehmigte Kapital soll auch, vorbehaltlich der 
Eintragung des nachfolgend gemäß 6.1 zu fassenden Beschlusses über seine 
Schaffung sowie der Eintragung der nachfolgend gemäß 6.2 zu beschließenden 
Satzungsänderung in das Handelsregister der Gesellschaft, für die Aktiendividende 
2021 genutzt werden.

6.1 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,  
folgenden Beschluss zu fassen:

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum  
30. Juni 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige 
Ausgabe von bis zu 22.954.341 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt EUR 22.954.341,00 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2021).

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 ist den Aktionären grund-
sätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von einem oder 
mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im 
Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

a)	 um Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;

b)	 wenn die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag ausgege-
ben werden, der den Börsenpreis der bereits im m:access börsennotierten 
Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht 
wesentlich im Sinne des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet, und soweit  
die insgesamt während der Laufzeit der Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3  
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen  
und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung  
noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der 
Ermächtigung. Auf diese 10 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurechnen, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt der Ausübung 
der jeweiligen Ermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung  
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben oder veräußert wurden. Ebenfalls anzurechnen sind diejenigen 
Aktien, die von der Gesellschaft aufgrund von zum Zeitpunkt der jeweiligen 
Ausübung der Ermächtigung ausgegebenen Wandel-/Optionsschuldverschrei-
bungen ausgegeben wurden beziehungsweise noch ausgegeben werden  
können, sofern die Wandel-/Optionsschuldverschreibungen nach dem Wirk-
samwerden dieser Ermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
durch die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften ausgegeben wurden;

c)	 um die Aktien gegen Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen oder  
Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Vermögens
gegenständen, insbesondere Dividendenansprüche, – auch durch Aktien-
tausch – sowie bei Unternehmenszusammenschlüssen auszugeben;

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 
Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Einzelheiten der Durchführung der Kapital-
erhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals oder 
Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals die Fassung der 
Satzung entsprechend anzupassen.
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6.2 
Satzungsänderung

§ 5 der Satzung wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

„§ 5 Genehmigtes Kapital

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum  
30. Juni 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige 
Ausgabe von bis zu 22.954.341 neuen auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt EUR 22.954.341,00 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2021). 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 ist den Aktionären grundsätz-
lich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von einem oder mehre-
ren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne 
von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

a)	 um Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;

b)	 wenn die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag ausgege-
ben werden, der den Börsenpreis der bereits im m:access börsennotierten 
Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht 
wesentlich im Sinne des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet, und soweit die 
insgesamt während der Laufzeit der Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und zwar 
weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch – falls 
dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung.  
Auf diese 10 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt der Ausübung der jeweiligen 
Ermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder 
veräußert wurden. Ebenfalls anzurechnen sind diejenigen Aktien, die von der 
Gesellschaft aufgrund von zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermäch-
tigung ausgegebenen Wandel-/Optionsschuldverschreibungen ausgegeben 
wurden beziehungsweise noch ausgegeben werden können, sofern die 
Wandel-/Optionsschuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser 
Ermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre durch die Gesell-
schaft oder ihre Konzerngesellschaften ausgegeben wurden;
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c)	 um die Aktien gegen Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen oder Beteili-
gungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Vermögensgegen-
ständen, insbesondere Dividendenansprüche, – auch durch Aktientausch – 
sowie bei Unternehmenszusammenschlüssen auszugeben;

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte und die weiteren Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhö-
hung aus dem Genehmigten Kapital 2021 festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals oder 
Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals die Fassung der 
Satzung entsprechend anzupassen.“

7.

Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 
und 4 AktG

Die durch die Hauptversammlung am 1. Juli 2019 erteilte und bis zum 30. Juni 2024 
befristete Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
soll durch eine neue, bis zum 30. Juni 2026 laufende Ermächtigung ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a)	 Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung am 1. Juli 2019 unter 
Tagesordnungspunkt 7 erteilte und bis zum 30. Juni 2024 befristete Ermächti-
gung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG wird aufgehoben.

b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 30. Juni 2026 mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft bis zur Höhe von 10 % des derzeitigen 
Grundkapitals zu erwerben. Zusammen mit den ggf. auch aus anderen Gründen 
erworbenen eigenen Aktien, die sich jeweils im Besitz der Gesellschaft befinden 
oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, dürfen die aufgrund dieser 
Ermächtigung erworbenen Aktien zu keinem Zeitpunkt 10 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft übersteigen.

Der Erwerb darf über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesell-
schaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen.
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Der Gegenwert für den Erwerb der Aktien (ohne Erwerbsnebenkosten) darf bei 
einem Erwerb über die Börse den Mittelwert der Aktienkurse an der Frankfurter 
Wertpapierbörse (Schlusskurs im Xetra-Handel bzw. einem das Xetra-System 
ersetzenden vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei Börsenhan-
delstagen vor der Verpflichtung zum Erwerb nicht um mehr als 10 % über- bzw. 
unterschreiten. Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer an die Aktionäre 
der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von  
Verkaufsangeboten kann die Gesellschaft entweder einen Preis oder eine 
Preisspanne festlegen, zu dem sie bereit ist, die Aktien zu erwerben. Der Kauf-
preis (ohne Erwerbsnebenkosten) darf jedoch – vorbehaltlich einer Anpassung 
während der Angebotsfrist – den Mittelwert der Aktienkurse an der Frankfurter 
Wertpapierbörse (Schlusskurs im Xetra-Handel bzw. einem das Xetra-System 
ersetzenden vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei Börsen
handelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Erwerbsangebots 
um nicht mehr als 20 % unter- bzw. überschreiten.

Ergeben sich nach der Veröffentlichung des formellen Kaufangebots bzw. der 
formellen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abwei-
chungen des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot angepasst werden. In 
diesem Fall wird auf den Schlusskurs an der Frankfurter Wertpapierbörse (im 
Xetra-Handel bzw. einem das Xetra-System ersetzenden vergleichbaren Nach-
folgesystem) am dritten Börsenhandelstag vor der öffentlichen Ankündigung 
einer etwaigen Anpassung abgestellt. Sollte das Volumen der angebotenen 
Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen überschreiten, kann die Annahme 
im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien oder nach Quoten (ggf. unter 
Schaffung übertragbarer Andienungsrechte) erfolgen. Eine bevorrechtigte 
Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu 50 Stück kann 
vorgesehen werden.

c)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, eigene Aktien, 
die aufgrund dieser Ermächtigung oder aufgrund vorangegangener Haupt
versammlungsermächtigungen nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben werden 
bzw. wurden, – in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle 
Aktionäre – unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre als (Teil-) Gegen-
leistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
anderen Wirtschaftsgütern zu verwenden, an Dritte gegen Barzahlung zu ver-
äußern, soweit die Veräußerung zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet, oder Personen zum Erwerb anzubieten oder zu 
übertragen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit 
ihr verbundenen Unternehmen stehen.
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d)	 Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, vorbezeichnete Aktien einzuzie-
hen, ohne dass die Einziehung oder die Durchführung der Einziehung eines 
weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Aktien können mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats auch in der Weise eingezogen werden, dass sich 
das Grundkapital nicht verändert, sondern durch die Einziehung der Anteil der 
übrigen Stückaktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht wird  
(vereinfachtes Einziehungsverfahren gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG). Erfolgt die 
Einziehung im vereinfachten Einziehungsverfahren, ist der Aufsichtsrat zur 
Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

e)	 Zudem wird der Vorstand ermächtigt, die Aktien, die aufgrund dieser Ermächti-
gung oder aufgrund vorangegangener Hauptversammlungsermächtigungen 
nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben werden bzw. wurden, allen Aktionären 
anzubieten, damit diese gegen (auch teilweise) Abtretung ihres mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen 
Anspruchs auf Auszahlung der Dividende eigene Aktien beziehen können (Akti-
endividende). Werden die Aktien zu dem vorgenannten Zweck der Aktiendivi-
dende verwendet, ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschließen.

f)	 Die Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, 
in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch 
durch Konzernunternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft 
oder der Konzernunternehmen ausgeübt werden.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6  
gemäß § 203 Abs. 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG

Die durch die Hauptversammlung am 22. Juni 2016 beschlossene Ermächtigung  
des Vorstands das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 21. Juni 2021 mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer Aktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt EUR 22.954.341,00 zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016), wird bis zum Tag der Hauptversammlung 
ausgelaufen sein. Es soll daher ein neues Genehmigtes Kapital im Umfang von bis zu 
EUR 22.954.341,00 geschaffen werden. 

Um der Gesellschaft kursschonende Reaktionsmöglichkeiten auf Marktgegebenhei-
ten zu erhalten und um sowohl Barkapitalerhöhungen als auch Sachkapitaler
höhungen zu ermöglichen, soll die Verwaltung der Gesellschaft durch Schaffung 
einer neuen Ermächtigung ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft 
durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen. 
Das Genehmigte Kapital 2021 in Höhe von bis zu EUR 22.954.341,00 ermächtigt den 
Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft ein-
malig oder mehrmalig gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe 
von neuen auf die Inhaber lauteten Stückaktien zu erhöhen. Die neuen Aktien sind 
den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre unter bestimmten Voraussetzungen auszu-
schließen. Die Ermächtigung soll auf die längste, gesetzlich zulässige Frist (bis 30. 
Juni 2026) erteilt werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2021 soll den Vorstand in die Lage versetzen, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats auf kurzfristig auftretende Finanzierungserfor-
dernisse im Zusammenhang mit der Umsetzung von strategischen Entscheidungen 
oder regulatorischen Vorgaben reagieren zu können. 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 ist den Aktionären grundsätz-
lich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von einem oder mehre-
ren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne 
von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021 ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktio-
näre auszunehmen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge beim 
Genehmigten Kapital ist erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsver-
hältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in 
sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässe-
rungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und 
Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für 
sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 
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Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021 auch ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen 
gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unter-
nehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen oder  
Vermögensgegenständen, insbesondere Dividendenansprüche, – auch durch Akti-
entausch – sowie bei Unternehmenszusammenschlüssen auszuschließen. Diese 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll dem Zweck dienen, den Erwerb 
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen 
oder Vermögensgegenständen, insbesondere Dividendenansprüche, – auch durch 
Aktientausch – sowie Unternehmenszusammenschlüsse gegen Gewährung von 
Aktien der Gesellschaft zu ermöglichen. Die Baader Bank Aktiengesellschaft steht im 
Wettbewerb mit ihren Mitbewerbern. Sie muss jederzeit in der Lage sein, an den 
Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu 
gehört auch die Option des Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Vermögensgegenständen, insbeson-
dere Dividendenansprüche, – auch durch Aktientausch – sowie Unternehmens
zusammenschlüsse zur Verbesserung der Wettbewerbsposition. Die im Interesse 
der Aktionäre und der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Option besteht im 
Einzelfall darin, den Erwerb eines Unternehmens, den Teil eines Unternehmens 
oder einer Beteiligung hieran, den Erwerb von Vermögensgegenständen und Unter-
nehmenszusammenschlüsse über die liquiditätsschonendere Gewährung von 
Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzuführen. Hierfür muss die Baader Bank 
Aktiengesellschaft die Möglichkeit haben, eigene Aktien als Gegenleistung zu gewäh-
ren. Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsauschluss soll der  
Baader Bank Aktiengesellschaft die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligung an Unternehmen sowie zum Erwerb von Vermögensgegenständen, ins-
besondere von Dividendenansprüchen im Rahmen von Aktiendividenden, sowie zu 
Unternehmenszusammenschlüssen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Es 
kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen 
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktio-
näre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder der Erwerb von 
Vermögensgegenständen, insbesondere von Dividendenansprüchen im Rahmen 
von Aktiendividenden, sowie Unternehmenszusammenschlüsse gegen Gewährung 
von Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre ver-
bundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb 
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen 
oder Vermögensgegenständen, insbesondere von Dividendenansprüchen im Rah-
men von Aktiendividenden, oder Unternehmenszusammenschlüsse konkretisieren, 
wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von dem Genehmigten Kapital zu diesen 
Zwecken gegen Ausgabe neuer Aktien der Baader Bank Aktiengesellschaft Gebrauch 
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machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn dies im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft liegt. Nur wenn diese Voraussetzung gegeben ist, wird auch der 
Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung erteilen. 

Das Bezugsrecht beim Genehmigten Kapital 2021 soll schließlich dann ausgeschlos-
sen werden können, wenn die Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen 
für einen Bezugsrechtsauschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Diese 
Möglichkeit des Bezugsrechtsauschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzen, 
kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe 
Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögli-
che Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige Kapitalerhöhung führt 
wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren 
Mittelzufluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Aktionäre. 
Sie liegt somit im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. 
Es kommt zwar dadurch zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und 
des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre, die ihre relative Betei-
ligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten. Sie haben 
indessen die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu 
erwerben. Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichts-
rat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeich-
neten Gründen auch unter Berücksichtigung des zu Lasten der Aktionäre eintreten-
den Verwässerungseffekts für sachlich gerechtfertigt und angemessen. Der 
Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2021 berichten. 
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Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 4 S. 2 AktG  
zu Tagesordnungspunkt 7

Mit den unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigungen möchte die 
Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien auf der Grundlage von § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG zu erwerben. Sie würde damit in die Lage versetzt, bis zum 30. Juni 2026 
eigene Aktien in einem Volumen von bis zu 10 % des Grundkapitals zu erwerben  
(§ 71 Abs. 2 AktG).

a)	 Erwerb eigener Aktien

Der Erwerb eigener Aktien nach Tagesordnungspunkt 7 kann über die Börse 
oder über ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebot oder eine 
öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu den in der 
Ermächtigung festgelegten Preisen erfolgen, die sich an dem Börsenkurs der 
Aktie der Gesellschaft zum Zeitpunkt des Erwerbs orientieren.

Bei dem Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Angebot ist der aktien-
rechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Sofern ein öffentliches 
Angebot überzeichnet ist, kann die Annahme im Verhältnis der jeweils 
angebotenen Aktien oder nach Quoten (ggf. unter Schaffung übertragbarer 
Andienungsrechte) erfolgen. Jedoch soll es zulässig sein, eine bevorrechtigte 
Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal  
50 Stück vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei 
der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu ver-
meiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern.

b)	 Verwendung der eigenen Aktien

Im Hinblick auf die Veräußerung der Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre enthält die Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 7,  
die insoweit ausdrücklich auch diejenigen Aktien einschließt, die aufgrund 
vorangegangener Hauptversammlungsermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG erworben wurden, folgende Vorgaben:

Zunächst wird um die Ermächtigung gebeten, der Gesellschaft zu ermöglichen, 
zurückgekaufte Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss  
des Bezugsrechts der Aktionäre im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen sowie als Gegenleistung für den Erwerb von Unternehmen, Unter
nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder anderen Wirtschaftsgütern 
zu verwenden. Diese Verfahrensweise ist in der Praxis üblich und grundsätzlich 
bereits in der Gesetzesbegründung zu § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG vorgesehen. Sie 
kann zu einem kostengünstigen Erwerb von Beteiligungen führen.
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Darüber hinaus soll der Gesellschaft ermöglicht werden, zurückgekaufte Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats an Dritte gegen Barzahlung zu veräußern, wenn dies zu einem Preis 
erfolgt, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen wird die Verwaltung einen etwaigen Abschlag vom 
Börsenpreis möglichst niedrig halten. Mit der Veräußerung zu einem den Bör-
senpreis nicht wesentlich unterschreitenden Kaufpreis wird eine Verwässerung 
des Beteiligungswerts der Aktionäre vermieden. Damit erhält die Gesellschaft 
die Chance, die Aktien Investoren anzubieten und den Aktionärskreis zu erwei-
tern und damit den Wert der Aktie zu stabilisieren. 

Erworbene eigene Aktien sollen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre auch als Belegschaftsaktien verwendet werden können, so dass sie Mitar-
beitern der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen zum Erwerb 
anzubieten sind. Schließlich können die erworbenen Aktien mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats mit der Folge einer Herabsetzung des Grundkapitals (ohne 
weiteren Hauptversammlungsbeschluss) eingezogen werden. Dafür sieht die 
Ermächtigung neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats eine Einziehung der voll eingezahlten Aktien durch Anpassung 
des anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesell-
schaft ohne Kapitalherabsetzung vor. Hierdurch erhöht sich automatisch der 
rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. 
Der Aufsichtsrat soll ermächtigt sein, die erforderlich werdenden Änderungen 
der Satzung hinsichtlich der durch eine Einziehung veränderten Anzahl der 
Stückaktien vorzunehmen.

Zudem wird der Vorstand ermächtigt, die Aktien, die aufgrund dieser Ermächti-
gung oder aufgrund vorangegangener Hauptversammlungsermächtigungen nach  
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben werden bzw. wurden, allen Aktionären anzubieten, 
damit diese gegen (auch teilweise) Abtretung ihres mit dem Gewinnverwendungs-
beschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruchs auf Auszahlung der 
Dividende eigene Aktien beziehen können (Aktiendividende). Werden die Aktien 
zu dem vorgenannten Zweck der Aktiendividende verwendet, ist der Vorstand 
ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschließen.

�
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Hinweise der Gesellschaft
 
Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 1. Juli 2021 wird mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe von § 1 Absatz 2 und 6 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 
Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19- 
Pandemie (Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im 
Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, BGBl. I 2020, S. 569 ff., zuletzt geändert durch 
Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- 
und Stiftungsrecht sowie Miet- und Pachtrecht, BGBl. I 2020, S. 3328 ff. – „COVID-
19-Gesetz“) als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 
und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft) abgehalten. 

Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten und 
ihren Anteilsbesitz nachweisenden Aktionäre oder deren Bevollmächtigte nach 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am 1. Juli 2021 ab 10:00 Uhr (MESZ) 
im Internet unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter 
„Hauptversammlung“ im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton über-
tragen. 

Den ordnungsgemäß angemeldeten und ihren Anteilsbesitz nachweisenden Aktio-
nären werden individuelle Zugangsdaten zur Nutzung des passwortgeschützten 
Internetservice der Gesellschaft übersandt. 

Eine physische Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 
der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) am Versammlungsort ist ausgeschlos-
sen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt 
ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachts- und Weisungsertei-
lung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

Über den passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung können die 
ordnungsgemäß angemeldeten und ihren Anteilsbesitz nachweisenden Aktionäre 
(oder ggf. deren Bevollmächtigte) ihr Stimmrecht per elektronischer Briefwahl  
ausüben, Vollmachten an Dritte sowie Vollmachten und Weisungen an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erteilen, Fragen einreichen oder 
Widerspruch zu Protokoll erklären. Für die Nutzung des passwortgeschützten Inter-
netservice zur Hauptversammlung ist eine Zugangsberechtigung erforderlich. Ein-
zelheiten hierzu finden sich unten im nachfolgenden Abschnitt „Voraussetzung für 
die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung“. 
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Die Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die Einräumung des 
Stimmrechts sowie des Fragerechts und der Möglichkeit zum Widerspruch berech-
tigen die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten nicht zur Teilnahme an der Haupt
versammlung im Wege elektronischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 
Satz 2 AktG (keine elektronische Teilnahme). 

Voraussetzung für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 
die virtuelle Hauptversammlung

Zur Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im passwortgeschützten Internet-
service und zur Ausübung der weiteren Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle 
Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, sind nach § 17 Abs. 1  
der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig unter Vorlage 
eines Nachweises für ihre Berechtigung angemeldet haben. Der Nachweis  
der Berechtigung erfolgt durch eine Bestätigung des Anteilsbesitzes des depot
führenden Instituts in Textform in deutscher oder englischer Sprache. Der Nachweis 
des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der virtuellen 
Hauptversammlung, d.h. den 10. Juni 2021 (00:00 Uhr (MESZ)) (Nachweisstichtag), 
beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesell-
schaft mindestens sechs Tage vor der virtuellen Hauptversammlung, also spätestens 
bis 24. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)), zugegangen sein und zwar unter der folgen-
den Postanschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse:

Baader Bank Aktiengesellschaft 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
F +49 89 8896906-33 
baaderbank@better-orange.de

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktionärsrechte, insbeson-
dere des Stimmrechts, in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung als Aktionär 
nur, wer den Nachweis des Aktienbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die 
Berechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Haupt-
versammlung und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich 
nach dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweis-
stichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Aktienbesitzes einher. Auch 
im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Aktienbesitzes nach dem 
Nachweisstichtag ist für die Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die  
virtuelle Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der 
Aktienbesitz des Aktionärs am Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen 
von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechti-
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gung zur Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversamm-
lung und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Zuerwerb 
von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 
keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, können Aktionärsrechte in 
Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung nur ausüben, soweit sie sich vom Ver
äußerer bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Der Nach-
weisstichtag hat dagegen keine Bedeutung für eine etwaige Dividendenbezugs
berechtigung.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre können ihre Stimmen per Briefwahl im Wege elektronischer Kommuni
kation, auch ohne an der virtuellen Hauptversammlung teilzunehmen, unter Nut-
zung des passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik 
„IR“ und weiter „Hauptversammlung“ gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren 
abgeben. Diese Möglichkeit der Briefwahl steht bis zum Beginn der Abstimmungen 
in der virtuellen Hauptversammlung am 1. Juli 2021 zur Verfügung. Entsprechendes 
gilt für einen Widerruf oder eine Änderung der Stimmabgabe durch Briefwahl. Zur 
Ausübung des Stimmrechts ist eine fristgemäße Anmeldung zur virtuellen Haupt-
versammlung und der Nachweis des Anteilsbesitzes entsprechend den oben im 
Abschnitt „Voraussetzung für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung“ genannten Bestimmungen erforderlich.

Die Abgabe von Stimmen durch Briefwahl ist auf die Abstimmung über die in der 
Einberufung zur virtuellen Hauptversammlung bekanntgemachten Beschlussvor-
schläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat, über mit einer etwaigen Ergänzung der 
Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG bekanntgemachte Beschlussvorschläge 
von Aktionären sowie über etwaige vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126,  
127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
beschränkt. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durch
geführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitge-
teilt wurde, so gilt eine zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Briefwahl-
stimme insgesamt auch als Briefwahlstimme für jeden Punkt der Einzelabstimmung 
Auch Bevollmächtigte können sich der elektronischen Briefwahl bedienen. 
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Stimmrechtsvertretung durch Dritte

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen 
Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 
Stimmrechtsberater oder einen sonstigen Dritten, ausüben lassen. Auch im Fall 
einer Bevollmächtigung ist ein fristgerechter Zugang der Anmeldung unter Vorlage 
eines Berechtigungsnachweises nach den vorstehenden Bestimmungen erforder-
lich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 
oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Auch Bevollmächtigte können weder physisch noch im Wege elektronischer Kom-
munikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Hauptversammlung teil-
nehmen. Sie können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre 
lediglich im Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht im Wege der Briefwahl oder durch 
Erteilung von (Unter-)Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft ausüben. 

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice durch den Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Ausnahmen vom Textformer-
fordernis können für Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater 
oder diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen 
bestehen. Wir bitten daher unsere Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärs-
vereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine diesen nach § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellte Person oder Institution mit der Stimmrechtsausübung bevollmächti-
gen wollen, sich mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht 
abzustimmen. 

Die Erteilung der Vollmacht oder die Änderung oder der Widerruf erteilter Voll-
machten durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft kann bis spätestens  
30. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)), unter der folgenden Postanschrift, Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse 

Baader Bank Aktiengesellschaft 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
F +49 89 8896906-33 
baaderbank@better-orange.de
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oder bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am  
1. Juli 2021 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice unter  
https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptversammlung“ 
erfolgen. Entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs bei der Gesellschaft. Ein 
gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in 
diesem Fall.

Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem Bevollmächtigten erteilt, ist die 
Vollmacht gegenüber der Gesellschaft nachzuweisen. Der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft kann über die oben für die Erteilung, die 
Änderung und den Widerruf von Vollmachten genannten Übermittlungswege bis 
zum 30. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)) erfolgen.

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die 
Erteilung einer Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungs-
gemäßer Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein 
entsprechendes Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptversammlung“ 
zum Download zur Verfügung.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter  
der Gesellschaft

Als Service bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, von der Gesellschaft 
benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen und die-
sen Weisungen zur Ausübung des Stimmrechts zu erteilen. Aktionäre, die von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen wollen, müssen sich gemäß den vorstehenden 
Bestimmungen fristgerecht zur virtuellen Hauptversammlung anmelden und den 
Nachweis des Anteilsbesitzes führen. Auch Bevollmächtigte von Aktionären haben 
die Möglichkeit, Untervollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft zur Stimmabgabe zu erteilen.

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können 
per Post, Telefax oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „Stimmrechtsvertre-
tung durch Dritte“ genannte Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis 
spätestens 30. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)), oder unter Nutzung des unter   
https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptversammlung“ 
zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen 
Verfahren bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung 
am 1. Juli 2021 erteilt, geändert oder widerrufen werden. 

Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Anteils-
besitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptver
sammlung“ zum Download zur Verfügung.
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Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter müssen diesen in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 
erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, entsprechend den ihnen 
erteilten Weisungen abzustimmen; sie können die Stimmrechte nicht nach eigenem 
Ermessen ausüben und sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur Stimmrechtsaus-
übung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung zu den in der Einberufung zur 
Hauptversammlung bekanntgemachten Beschlussvorschlägen von Vorstand und/
oder Aufsichtsrat oder gegebenenfalls zu – mit einer etwaigen Ergänzung der Tages-
ordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG – bekanntgemachten Beschlussvorschlägen von 
Aktionären sowie zu etwaigen vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126, 127 AktG 
zugänglich gemachten Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären vor-
liegt. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch 
während der virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Ein
legung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung 
des Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 
ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt 
eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende 
Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder  
den anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000,00 Euro erreichen (das ent
spricht 500.000 Stückaktien), können gemäß § 122 Absatz 2 AktG verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur  
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten.

Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand zu richten und müssen der 
Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des 
Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letzt-
möglicher Zugangstermin ist also der 6. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)). Später 
zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt.

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu übermitteln:

Baader Bank Aktiengesellschaft 
z. Hd. Vorstand 
Weihenstephaner Str. 4 
85716 Unterschleißheim
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Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit dies nicht 
bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang des Verlan-
gens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und 
weiter „Hauptversammlung“ veröffentlicht.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Etwaige Gegenanträge oder Wahlvorschläge nach §§ 126, 127 AktG übersenden Sie 
bitte der Gesellschaft per Post, per Fax oder per E-Mail unter folgender Anschrift, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse: 

Baader Bank Aktiengesellschaft 
Frau Susanne Stickler 
Legal & Corporate Finance Execution 
Weihenstephaner Str. 4 
85716 Unterschleißheim 
F +49 89 5150-2423 
hauptversammlung@baaderbank.de

Etwaige Anträge zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung und ihre etwaige 
Begründung brauchen den anderen Aktionären nur dann zugänglich gemacht zu 
werden, wenn diese mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also spätestens am 
16. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)), der Gesellschaft zugehen. Vorstehende Aus
führungen gelten für Wahlvorschläge entsprechend. Die Zugänglichmachung des 
Gegenantrags oder Wahlvorschlags, einschließlich des Namens des Aktionärs,  
der Begründung (die für Wahlvorschläge nicht erforderlich ist) und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung erfolgt auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptversammlung“.

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die 
Gesellschaft absehen, wenn einer der Gründe gemäß § 126 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1  
bis 7 des Aktiengesetzes vorliegt. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht 
auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als  
5.000 Zeichen beträgt. 

Wahlvorschläge von Aktionären braucht der Vorstand außer in den Fällen des § 126 
Absatz 2 des Aktiengesetzes auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn diese 
nicht die Angabe von Namen, ausgeübtem Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen 
Aufsichtsratsmitglieder oder Prüfer enthalten.
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Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder 
Wahlvorschläge gestellt werden. Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die nach  
§ 126 oder § 127 AktG im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung bekannt zu 
machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Gegenantrag 
stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legiti-
miert und zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet ist. 

Fragerecht der Aktionäre 

Auf Grundlage des COVID-19-Gesetzes haben Aktionäre in der virtuellen Hauptver-
sammlung am 1. Juli 2021 abweichend von § 131 AktG kein Auskunftsrecht. Statt-
dessen haben ordnungsgemäß angemeldete und ihren Anteilsbesitz nachweisende 
Aktionäre das Recht, im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung Fragen einzu
reichen. Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie  
er die Fragen beantwortet. Der Vorstand kann auch vorgeben, dass Fragen bis spä-
testens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen sind; von diesem Recht hat der Vorstand Gebrauch gemacht. 

Fragen der Aktionäre sind bis spätestens einen Tag vor der virtuellen Hauptver-
sammlung, d.h. bis spätestens 29. Juni 2021 (24:00 Uhr (MESZ)), über den auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik 
„IR“ und weiter „Hauptversammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internet-
service einzureichen. 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden.

Bild- und Ton-Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Ordnungsgemäß angemeldete und ihren Anteilsbesitz nachweisende Aktionäre 
oder ihre Bevollmächtigten können die gesamte Versammlung am 1. Juli 2021  
ab 10:00 Uhr (MESZ) live auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Hauptversammlung“ 
im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton verfolgen. 

Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen 
Nachweises des Anteilsbesitzes werden den Aktionären die Zugangsdaten für  
die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter 
„Hauptversammlung“ übersandt.



24 Hauptversammlung 2021

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung

Ordnungsgemäß angemeldete und ihren Anteilsbesitz nachweisende Aktionäre 
oder ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht im Wege der Briefwahl oder durch 
Vollmacht- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
ausüben, haben die Möglichkeit, über den auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter „Haupt
versammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internetservice von Beginn der 
virtuellen Hauptversammlung am 1. Juli 2021 an bis zum Ende der virtuellen Haupt
versammlung gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz in Abweichung von  
§ 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Haupt-
versammlung Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu 
erklären. 

Eine anderweitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen. 
Die Gesellschaft weist nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen ent-
gegennehmen.

Information zum Datenschutz für Aktionäre

Zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung und um Aktionären die Aus-
übung von Rechten im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung zu ermöglichen, 
verarbeitet die Gesellschaft personenbezogene Daten. Die Baader Bank Aktien
gesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher unter Beachtung der 
Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sowie aller weite-
ren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren personenbezoge-
nen Daten und zu Ihren Rechten gemäß DSGVO sind über die Webseite der 
Gesellschaft unter https://www.baaderbank.de unter der Rubrik „IR“ und weiter 
„Hauptversammlung“ abrufbar.

Unterschleißheim, im Mai 2021

Baader Bank Aktiengesellschaft 
Der Vorstand





Baader Bank Aktiengesellschaft 
Weihenstephaner Straße 4 
85716 Unterschleißheim

www.baaderbank.de


